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Produktion dieser Seite:
Rainer Neubert,
Marcus Hormes

„..., einen so tollen Partner wie 
meinen Andreas zu haben, mit 
dem ich sehr glücklich bin, und 
über meine Kinder Mario und Sa-
brina, auf die ich sehr stolz bin. 
Und ich freue mich, weil ich seit 
nunmehr 23 Jahren mit dem bes-
ten Chef der Welt zusammenarbei-
ten kann.“

Katharina Burgstaller (53), Gon-
dorf, ist Chefsekretärin von Harald 
Michels, Leiter des Gesundheits-
amtes Trier-Saarburg in der Trierer 
Paulinstraße.  (rm.)

ICH FREUE MICH ...

Katharina 
Burgstaller.

FOTO:

ROLAND MORGEN

Straßensanierung mit
Sperrungen in Zewen
TRIER-ZEWEN (red) In den kom-
menden Wochen werden im Trierer 
Stadtteil Zewen die beiden Straßen 
In der Acht und Marienstraße in-
standgesetzt. ImWesentlichen wird 
der Asphaltoberbau der Fahrbahn-
flächen erneuert. Die Straßenent-
wässerungsanlagen werden instand 
gesetzt sowie schadhafte Bordstei-
ne ausgetauscht. Die angrenzenden 
Gehwege sind nicht betroffen.

In der Acht laufen bereits seit 
Mittwoch bis voraussichtlich ein-
schließlich Freitag, 19. Juli, punk-
tuelle Arbeiten an Straßenabläu-
fen und Anschlussleitungen. Die 
Straße wird im Bereich der jeweili-
gen Arbeitsstellen für den gesamten 
Verkehr (auch ÖPNV) voll gesperrt 
(Sackgasse aus beiden Richtungen). 
Die Anliegergrundstücke sind in 
dieser Zeit aus beiden Fahrtrichtun-
gen bis unmittelbar vor die jewei-
ligen Arbeitsstellen erreichbar. Die 
Marienstraße ist von diesen vorbe-
reitenden Arbeiten nicht betroffen.

Die Hauptarbeiten In der Acht 
erfolgen in zwei getrennten Bau-
abschnitten. Zunächst wird von 
Montag, 29. Juli, bis einschließlich 
Donnerstag, 8. August, der erste Teil-

abschnitt instandgesetzt. Ab Mon-
tag, 12. August, bis einschließlich 
Freitag, 16. August, folgt der zwei-
te Teilabschnitt.
Die Instandsetzung der Marienstra-
ße erfolgt komplett in einem Bau-
abschnitt von Mittwoch, 31. Juli, bis 
Montag, 12. August. Der Straße ist 
während der Arbeiten nur einge-
schränkt befahrbar.

Eishalle Trier: Die Grafik zum Be-
richt „Hoffen auf eine neue Eis-
zeit“ (TV vom 17. Juli) war nicht 
korrekt. Der geplante Standort der 
neuen Eishalle liegt nicht am An-
fang, sondern eher am Ende der 
Diedenhofener Straße in Trier-Eu-
ren (siehe korrigierte Grafik).
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Geplanter Standort Eishalle

TRIER-PFALZEL (red) Der Ausbau der 
Eltzstraße beginnt nach Informati-
on der Stadtverwaltung am 29. Juli 
mit der Vollsperrung der ersten bei-
den Bauabschnitte. Betroffen sind 
der Bereich vom sogenannten „Pfal-
zeler Stern“ über die Einmündung 
„Zur Wallmauer bis zur Rothildis-
straße“. Die Bauarbeiten in diesem 
Bereich werden voraussichtlich bis 

Frühjahr 2020 dauern. Die Umlei-
tung des Verkehrs erfolgt beidseitig 
über die Ringstraße – Freiherr-vom-
Stein-Straße – Rothildisstraße. Die 
Sirckstraße wird während dieser Zeit 
zur Sackgasse und kann nur über 
den Büschweg angefahren werden. 
Die Straße „Zur Wallmauer“ kann 
bis zur Baustelle über die Ringstra-
ße angefahren werden.

Während der Bauzeit werden die 
Grundstücke der Anlieger zu Fuß 
immer erreichbar sein. Die Verwal-
tung bittet die Anwohner, vor Bau-
beginn ihre Autos aus dem Baufeld 
zu fahren. Platz dafür sei in den um-
liegenden Seitenstraßen.

Die Verkehrsbetriebe der Stadtwer-
ke Trier planen für die Busführung 

folgende Maßnahmen: Die Linie 7 
fährt während dieser Zeit die nor-
male Route. Die Wagen der Linie 87 
fahren ebenfalls in beide Richtun-
gen wie die Linie 7 über Ringstraße, 
Pfalzler Stern und ab dort weiter die 
normale Route durch die große Un-
terführung. Die Haltestellen an der 
Eltzstraße werden an die Haltestel-
le Rothildisstraße (Linie 7) verlegt.

Eltzstraße: Ausbau beginnt Ende Juli
Eltzstraße

Die Anliegerbeiträge werden der-
zeit heiß diskutiert. Besonders in 
der Eltzstraße, der Benediktiner-
straße und der Straße Am Pfahl-
weiher ist die Empörung über die 
Höhe der voraussichtlichen Sum-
men groß. Können Sie diese Emoti-
onalität verstehen?
ANDREAS LUDWIG Natürlich kann 
ich das nachvollziehen. Es sind er-
hebliche Beiträge, die Einzelne 
zahlen müssen. Wenn Sie mit ei-
nem kleinen Einkommen mehre-
re Tausend Euro zahlen müssen, ist 
es  natürlich eine Belastung, die die 
öffentliche Hand den Menschen zu-
mutet. Das ist allen Beteiligten hier 
im Rathaus bewusst.

Aktuell gilt eine sogenannte 
Soll-Regelung in Rheinland-Pfalz. 
Die Städte und Gemeinden sind 
also dazu angehalten, Straßenaus-
baubeiträge zu erheben. Warum 
nutzt die Stadt Trier nicht diesen 
Spielraum?
LUDWIG Die Verwaltung hat nicht 
wirklich Spielraum. Die Kommu-
nalaufsicht und der Landesrech-
nungshof weisen uns explizit an: 
Die Beträge, die wir nehmen kön-
nen, müssen wir den Bürgern ab-
verlangen. Die Stadt ist verschul-
det, und wir müssen den Haushalt 
Jahr für Jahr stemmen. Wir strengen 
uns an, sparsam zu sein. Aber die 
Anliegerbeiträge sind eine Einnah-
mequelle, auf die nicht verzichtet 
werden kann. Bei einer Straße hat 
uns der Rechnungshof sogar kon-
kret gesagt, dass wir zu günstig ge-
rechnet haben.

Welche Straße war das?
LUDWIG Beim Fischweg in Trier-Ru-
wer haben wir einen Gemeindean-
teil von 60 Prozent festgelegt. Laut 
Landesrechnungshof hätten wir 
zwischen 35 und 45 Prozent Ge-
meindeanteil festlegen müssen und 
damit 16 000 Euro weniger ausge-
ben dürfen. Und auch beim Ausbau 
der Gehwege in der Eurener Straße 
hat der Rechnungshof kritisiert, die 
von uns festgelegten 60 Prozent Ge-
meindeanteil wären zu hoch gewe-
sen, die Anlieger hätten 30 000 Euro 
mehr bezahlen sollen. Im Kommu-
nalabgabengesetz steht eindeutig, 
dass die Anliegerbeiträge als einma-
lige Beiträge erhoben werden. In klar 
abzugrenzenden Gebieten ist auch 
die wiederkehrende Beitragsrege-
lung möglich. Das haben wir zum 
Beispiel in Mariahof. Im sonstigen 
Stadtgebiet gilt die Einmalregelung. 
Ich bin seit fast 30 Jahren im Beruf. 
Da galt diese Regelung immer. Und 
immer war das keine leichte Sache. 
Ich habe das selbst mit dem Haus 

meiner Eltern erlebt. Aber wer in 
der Verwaltung arbeitet, muss sich 
an die Gesetzeslage halten.

Gibt es denn zumindest die Mög-
lichkeit, den Anteil der Beteiligung 
zu verändern? In der Eltzstraße wä-
ren 40 statt 50 Prozent Anliegeran-
teil schon ein Zugeständnis, das die 
Menschen dort zumindest etwas 
beruhigen würde.
LUDWIG Wir hatten einen ausführ-
lichen Termin mit einem Experten 
des Gemeinde- und Städtebunds. 
Er wird die Dinge prüfen und sei-
ne Expertise in einem Bericht do-
kumentieren. Wir haben gerade die 
Fraktionen des Stadtrats für Mit-
te August zu einem Termin einge-
laden, in dem wir über diese The-
men sprechen. Ziel ist es, dass der 
Bericht bis dahin vorliegt. In unserer 
Verwaltung werden die Berechnun-
gen nach besten Wissen und Gewis-
sen erstellt. Aber wir lassen das ger-
ne noch einmal überprüfen.  Sollte 
ein Fehler passiert sein, stehen wir 
dazu. So etwas muss nicht immer im 
Rechtsstreit geklärt werden.

Auch die wiederkehrenden Beiträge 
sind ein Thema.
LUDWIG Ja, das gehört natürlich 
dazu. Die Frage ist, ob die Kosten, 
die jetzt von den Eigentümern der 
46 an der Eltzstraße angrenzenden 
Grundstücke zu tragen sind, auf 
ganz Pfalzel verteilt werden kön-
nen. Auch darüber müssen wir mit 
den Stadtratsfraktionen diskutieren.

Die Stadt erhält vom Land Zu-
schüsse für den Ausbau und Neu-
bau von Straßen. Können diese Be-
träge nicht auf Anwohner und 
Stadt verteilt werden?
LUDWIG Nein, das haben wir bereits 
prüfen lassen. Das Ministerium hat 
bestätigt: Das ist ein Zuschuss des 
Landes, der die Kommune entlastet. 
Auf die Summe der Ausbaubeiträge 
darf das nicht angerechnet werden.

Bleiben wir bei der Eltzstraße, wo 
die Sache besonders schwierig ist, 
weil die Anwohner erst seit der Her-
unterstufung zur Gemeindestraße 
am Ausbau beteiligt werden müs-
sen. Wenn eine junge Familie vor 
zehn Jahren eine Immobilie ge-
kauft hat und nun mehrere Zehn-
tausend Euro zahlen soll, bringt sie 
das in erhebliche Probleme. Was 
können die tun?
LUDWIG Betroffenen Familien rate 
ich, mit unserer Abrechnungsstelle 
Kontakt aufzunehmen. Dort sitzen 
Menschen und keine Maschinen. 
Wir suchen pragmatisch nach indi-
viduellen Lösungen.

Stundungen und Ratenzahlun-
gen führen aber nur bedingt weiter, 
weil sie mit drei Prozent über dem 
Basissatz zu verzinsen sind und 
damit die Belastung erhöhen.
LUDWIG Der Basiszins liegt im Mi-
nus, deshalb liegt der Zinssatz der-
zeit bei 2,17 Prozent.

Noch einmal zurück zum Thema 
wiederkehrende Beiträge statt Ein-
malzahlungen. Dann würden die 
Kosten auf deutlich mehr Schultern 
verteilt. Ist es nicht denkbar, das 
komplette Stadtgebiet dafür heran-
zuziehen?
LUDWIG In Mariahof ist das ein-
fach, dieser Stadtteil liegt an einer 
Sackgasse. In den anderen Stadttei-
len ist das kaum abzugrenzen. Wir 
lassen extern prüfen, wo es mög-
lich wäre. Das komplette Stadtge-
biet heranzuziehen, ist kaum vor-
stellbar. Niemand darf glauben, 
dass bei wiederkehrenden Beiträ-
gen alle Hurra schreien. Denn be-
troffen wären dann auch Menschen, 
die gar nicht an der Straße wohnen, 
die ausgebaut wird, und in deren ei-
gener Straße absehbar kein Ausbau 
ansteht.

Was sagen Sie zu den Äußerun-
gen von Rainer Brüderle, dem Vor-
sitzenden des Steuerzahlerbundes 
Rheinland-Pfalz? Er fordert die Ab-
schaffung der Anliegerbeiträge wie 
in anderen Bundesländern, zum 
Beispiel in Bayern.
LUDWIG Die unterschiedlichen 
Rechtslagen in den Bundesländern 
sind der Grund, warum die Leute 
so sauer über die Beiträge sind. Die 
Landesregierung ist der eigentliche 
Adressat für die Wut der Menschen. 
Wir sind auf der örtlichen Ebene ge-
zwungen, die Vorgaben anzuwen-
den. Der ehemalige FDP-Vorsit-
zende Rainer Brüderle wirbt für die 
Abschaffung der Beiträge, so wie sei-
ne Partei. In der Koalition mit der 
SPD und den Grünen hält die FDP 
aber im Landtag an der Erhebung 
fest. Als Kommunalpolitiker muss 
ich aber natürlich die Frage stellen, 
wer im Zweifelsfall die Summe be-
zahlt, die bei einer Abschaffung der 
Anliegerbeiträge wegfallen würde. 
Letztlich müsste das über Steuer-
einnahmen finanziert werden.

In Trier werden Anwohner voraus-
sichtlich klagen. Wird das den Zeit-
plan für die Sanierung der Straßen 
verzögern oder stoppen?
LUDWIG Nein, die Aufträge sind er-
teilt, die Straßen werden gebaut. Wir 
versuchen, die Dinge im Guten zu 
regeln. Vermutlich wird sich ein Pro-
zess nicht vermeiden lassen, in dem 
der Vorausleistungsbescheid über-
prüft wird. Das ist das gute Recht 
der Anwohner. Wenn wir Fehler ge-
macht haben, werden wir im Rah-
men der endgültigen Abrechnung 
nach dem Ende der Baumaßnahme 
und dem Eingang aller Rechnungen 
die Beiträge korrigieren.

DAS GESPRÄCH FÜHRTE 
RAINER NEUBERT

„Sollte ein Fehler passiert sein, 
stehen wir natürlich dazu“
Ungerecht und existenzgefährdend? Welchen Spielraum hat die Stadt Trier bei 
Anliegerbeiträgen? Der Trierische Volksfreund hat den Baudezernenten dazu befragt.

INTERVIEW ANDREAS LUDWIG

Baudezernent Andreas Ludwig im 
TV-Interview.  FOTO: FRIEDEMANN VETTER

Anwohner der Eltzstraße protestieren gegen die Ihrer Meinung nach zu hohen 
Anliegerkosten für den geplanten Ausbau der Straße.  FOTO: RAINER NEUBERT

KARTENGR.: © STADT TRIER/TV-GRAFIK: TMVG 
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Im Innenstadtbereich Trier und in 
den Höhenstadtteilen bin ich Ihr
optimaler Ansprechpartner, wenn 
es um zielgerichtete Werbung und 
individuelle Beratung für Ihr 
Unternehmen geht.

Setzen Sie sich mit mir in Verbindung:

Felix von Renz
E-Mail: f.vonrenz@tmvg.de
Tel. 0651 14599-15

Er gehört zum Leben

www.volksfreund.de
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 Anmerkung des TV, siehe Seite 2



Anmerkung des Bürgervereins Pfalzel e. V. 
 
 
Was soll man zu diesem Interview noch sagen? Eines scheint klar, keine Einsicht im 
Baudezernat. Was ist schon alles auf Veranstaltungen diskutiert worden? Was haben 
wir schon alles auf dieser Seite dargestellt? Am 15.06.2019 haben wir Herrn Ludwig 
angeschrieben. Nicht einmal eine Eingangsbestätigung liegt uns vor. 
 
Am 17.06.2019 haben wir um Überlassung von Unterlagen gebeten. Auch darauf 
warten wir. Fakt ist: Ludwig bewegt sich nicht. 
 
Die heutige Aussage: "vermutlich wird sich ein Prozess nicht vermeiden lassen" sagt 
deutlich, wie es weitergehen wird. Dabei geht es nicht um einen Prozess, alle 
betroffenen Anlieger werden in Widerspruchsverfahren und gegebenenfalls in 
Prozesse getrieben. Mehrfach haben wir davor gewarnt. 
 
Dass man zu seinen Fehlern stehe, ist insoweit eine Nebelkerze, wenn diese erst 
durch ein Gericht festgestellt werden sollen. Eigene Einsicht scheint insoweit 
Fehlanzeige. Man ist nach wie vor von einem Verteilungsmaßstab überzeugt, der 
einem einzigen Beteiligten mehr abverlangt als die Stadt Trier selbst beizusteuern 
hat. Insoweit teilen wir auch nicht die Ansicht von Herrn Neubert, dass alles rechtlich 
korrekt und gleichzeitig ungerecht sei. 
 
Bezüglich des Landeszuschusses hat man den Betroffenen mit Schreiben vom 
07.06.2019 mitgeteilt, dass dieser die Anliegerbeiträge nicht mindern könne. Hierbei 
berief man sich auf eine Auskunft des Landesbetriebes für Mobilität. Dieser hatte  
informiert, wie nach § 5 Abs. 3 Nr. 1 des Landesverkehrsfinanzierungsgesetzes der 
Zuschuss an die Kommune zu berechnen ist. Damit wird das Verhältnis zwischen 
dem Land Rheinland-Pfalz und der Stadt Trier geregelt, nicht aber das zwischen der 
Stadt Trier und den betroffenen Anwohnern. Dieses Rechtsverhältnis richtet sich 
nach  dem § 9 des Kommunalabgabengesetzes. 
 
Dies haben wir Herrn Ludwig in dem o.g. Schreiben mitgeteilt. Im Interview muss nun 
das Ministerium (welches denn?) dafür herhalten, die Rechtsauffassung der Stadt 
Trier zu untermauern. Dabei haben wir auch zwei Fälle finden können, in denen die 
Stadt von sich aus anders gerechnet hat. 
 
Das Zittern bei den Anliegern geht weiter. Die Hoffnung auf eine baldige 
Gesetzesänderung im Mainz dürfte mehr als trügerisch sein. Sollte es diese eines 
Tages geben, was man nur hoffen kann, sind die Bescheide für die Eltzstraße 
rechtskräftig und die Beiträge, wie auch immer, beglichen. 
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